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1. Einleitung

Aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit in vielen OECD-Ländern, aber insbe-

sondere in den EU-Staaten, ist die Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen

ein immer wichtigeres wirtschaftspolitisches Thema geworden. Betrachtet man

die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den drei deutschsprachigen Ländern, so

zeigt sich, daß sich diese in den letzten 20 Jahren dramatisch erhöht hat, wie dies

in folgenden Figuren 1-3 verdeutlicht ist.

Figuren 1 bis 3

Betrug die Arbeitslosigkeit in Österreich und der Schweiz zu Beginn der 70er

Jahre unter 50.000 Arbeitslose (in der Schweiz war sie sogar 0 oder negativ) und

lag sie in Deutschland bei 200.000, so hat sie sich in Deutschland auf Ende der

90er Jahre auf 4,5 Mio. erhöht. In Österreich ist sie auf 200.000 und in der

Schweiz auf 150.000 angestiegen. Da allein mit zusätzlichem Wirtschafts-

wachstum zusätzliche Arbeitsplätze nicht geschaffen werden können, d.h. die

Arbeitslosigkeit nicht nennenswert sinkt, müssen zusätzliche Wege gefunden

werden, um weitere Arbeitsplätze zu schaffen. Mit Hilfe von technischem Fort-

schritt und Innovationen wird in einigen OECD-Ländern daher zunehmend ver-

sucht, neue Arbeitsplätze zu schaffen, um somit die Arbeitslosigkeit wieder auf

ein erträgliches Niveau abzusenken. Allerdings liegt Österreich im Bereich der

Ausgaben für F&E im unteren Drittel der OECD-Länder, sodaß für Österreich

diese Strategie offensichtlich kein Instrument für die Wirtschaftspolitik darstellt

wie dies in den folgenden Tabellen verdeutlicht wird.

Tabellen 1-3
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Aus den Tabellen geht eindeutig hervor, daß die politisch Verantwortlichen in

Österreich im Bereich der Ausgaben für F&E keinen wirtschaftspolitischen

Schwerpunkt setzen und daher diese Strategie wohl kaum zur Bekämpfung der

Arbeitslosigkeit verwendet wird. Die Produktion und der Export von Spitzen-

technologien und Produkten, könnten möglicherweise ein Ausweg dafür sein,

daß zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden.

In dieser Arbeit wird untersucht, in welchem Verhältnis Innovation und Be-

schäftigung zueinander stehen, und ob es Änderungen in der österreichischen

Innovations- und Forschungspolitik geben sollte. Im folgenden Teil 2 werden

zunächst einige grundsätzliche theoretische und empirische Ausführungen zur

Innovation und Beschäftigung gemacht und dabei Untersuchungen vorgestellt,

inwieweit innovative Prozesse zusätzliche Arbeitsplätze schaffen oder bestehen-

de Arbeitsplätze vernichten, wobei durchaus auch der Fall eintreten kann, daß

sowohl neue Arbeitsplätze entstehen und bestehende Arbeitsplätze vernichtet

werden. Im Teil 3 wird dann näher auf die österreichische Situation eingegangen

und untersucht, welche Anstrengungen Österreich unternimmt, innovative Pro-

zesse und Spitzentechnologieprodukte in Österreich zu fördern, bzw. nach

Österreich zu bringen, um bestehende Arbeitsplätze zu sichern oder um neue zu

schaffen. Im abschließenden Teil 4 werden die Ergebnisse zusammengefaßt und

einige wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen gezogen.
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2. Beschäftigung und Innovation: Theoretische und Empirische Grundla-

gen1)

2.1. Theoretische Grundlagen

2.1.1. Einige grundsätzliche Bemerkungen zum Verhältnis von Innovation und

Beschäftigung

Die Beschäftigungswirkungen von neuen Technologien sind seit langem Gegen-

stand der volkswirtschaftlichen Forschung 2), und auch in der Politik und in der

Öffentlichkeit wird dieses Thema in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit intensiv dis-

kutiert. Die Skeptiker gehen davon aus, daß Menschen im Prozeß des techni-

schen Fortschritts durch Maschinen ersetzt werden, daß damit eine Umvertei-

lung zu den Eigentümern der neuen Maschine in Gang kommt und zusätzliche

Arbeitslosigkeit die Folge ist. Die Befürworter sehen im wissenschaftlichen und

technischen Fortschritt die Quelle von Wachstum und wirtschaftlichen Ent-

wicklung, und damit auch von Beschäftigung und Wohlstand. Ziel in diesem

Beitrag ist es, die ökonomisch relevanten Zusammenhänge zwischen Innovatio-

nen und Beschäftigung darzustellen und zu diskutieren 3). Die Darstellung be-

schränkt sich auf die grundlegenden Zusammenhänge und es wird besonderer

Wert darauf gelegt, die in Betrieben und Branchen zu erwartenden Beschäfti-

gungseffekte nicht mechanistisch und nicht isoliert von staatlichen Rahmenbe-

                                        
1) Einige grundsätzliche Gedanken aus diesem Teil stammen von Pfeiffer und Rennings
(1999).
2) In diesem Beitrag werden nur einige neuere Arbeiten zu dieser Thematik genannt. Vgl.
hierzu Franz (1996) und König (1997).
3) Umweltinnovationen wurden deshalb gewählt, da dies neben der Entwicklung der Informa-
tionstechnologie einer der dynamischsten Zweige ist, die dem Verfasser dieser Studie zur Zeit
bekannt ist. Vgl. hierzu Pfeiffer und Rennings (1999), OECD (1994), König (1997), Leo und
Steiner (1994).
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dingungen auf dem Arbeitsmarkt zu diskutieren. Die Ausführungen beziehen

sich auf Produkt- und Prozeßinnovationen. Die in der Öffentlichkeit und Wis-

senschaft vorherrschenden unterschiedlichen Einschätzungen des Einflusses

neuer Technologien auf die Beschäftigung sind verständlich, da die kurz- und

langfristigen Beschäftigungseffekte unterschiedlich ausfallen und verschiedene

Gruppen von Erwerbstätigen zu unterschiedlichen Zeiten negativ oder positiv

betroffen sein können.

Einfache Überlegungen im Rahmen mikroökonomischer Modellvorstellungen

zeigen, daß verbesserte Produktionsverfahren (Prozeßinnovationen) ebenso wie

verbesserte oder neue Produkte (Produktinnovationen) mit gegenläufigen Be-

schäftigungswirkungen verbunden sind, deren Summe (die Nettobeschäfti-

gungseffekte) aus theoretischer Sicht nicht eindeutig bestimmt werden kann,

sondern unter anderem von der gewählten Technologie und von den Konsu-

mentenpräferenzen abhängen. Den direkten negativen Freisetzungs-(bzw. Sub-

stitutions-)effekten von Prozeßinnovationen, von denen neben dem Faktor Ar-

beit auch die anderen Inputs betroffen sein können, können positive Kompensa-

tionseffekte durch eine erhöhte Nachfrage nach den kostengünstiger zu produ-

zierenden Gütern gegenüberstehen. Mit den neuen Produkten werden häufig

eher Beschäftigungsgewinne assoziiert, die im nennenswerten Umfang auch

dann tatsächlich zu erwarten sind, wenn die neuen Produkte auch aus Sicht der

Nachfrager neu sind und nicht lediglich die alten Produkte ersetzen. Z.B. hat die

Abwicklung von Bankgeschäften an Geldautomaten bei vielen Banken zu Ein-

sparungen beim Schalterpersonal geführt.

In Summe sind die Nettoeffekte von Innovationen auf die Beschäftigung aus

theoretischer Sicht weder qualitativ noch quantitativ eindeutig zu bestimmen;

d.h. Beschäftigungsimpulse von neuen Technologien hängen von der Struktur

und der Funktionsweise von Faktor- und Gütermärkten ab. Insbesondere werden
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Technikimpulse erst über den Transmissionsmechanismus am Arbeitsmarkt in

Beschäftigung umgesetzt und sie hängen vom Wettbewerb auf den Gütermärk-

ten ab. Insofern hängen die Beschäftigungseffekte von Innovationen, von der

Organisation des Arbeitsmarktes und von den staatlichen Rahmenbedingungen

ab.

2.1.2. Produkt- und Prozeßinnovationen und Arbeitsnachfrage auf der Ebene

von Unternehmen

Aus der Sicht des einzelnen Unternehmens ergibt sich die Nachfrage nach Ar-

beitskräften aus deren Umsatz- und Gewinnerwartungen, aus der gewählten

Technologie sowie aus den relativen Faktorkosten. Dies ist in Abbildung 4 dar-

gestellt 4).

Abbildung 4

Bei gegebenen Umsatz- und Gewinnerwartungen hängt die Arbeitsnachfrage

von den variablen Bestandteilen der Arbeits- und Kapitalkosten ab. Fixe Kosten,

seien sie Bestandteile der Arbeitskosten oder durch rechtliche Aspekte bedingt,

wie etwa dem Bau- und Umweltrecht, beeinflussen vor allem die Standortwahl,

die unternehmerische Eintritts- und Austrittsentscheidung, aber weniger die Hö-

he der Beschäftigung bei bereits bestehenden Unternehmen. Die Beschäfti-

gungswirkung von Veränderungen der Technik, d.h. der Innovationen, hängen

auf Unternehmensebene von den folgenden sechs Faktoren ab:

(1) dem aktuellen Stand der Technik, der üblicherweise durch Substitutionsela-

stizitäten zwischen verschiedenen Faktoren, der kostenminimalen Unter-

                                        
4) Vgl. hierzu auch König (1997), Stohnemann (1983), Tirol (1989).
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nehmensgröße und dem Grad von Verbundvorteilen im Falle von Mehrpro-

duktunternehmen beschrieben wird;

(2) der Art der Innovation (Produkt- bzw. Prozeßinnovation), der Richtung (ka-

pital- oder arbeitseinsparend, qualifikationsvermehrend oder -neutral) und

der Intensität (radikale vs. inkrementaler Wandel);

(3) der sektoralen in- und ausländischen Gesamtnachfrage, die durch die Preis-

und Einkommenselastizität der Nachfrage sowie den Grad der Komplemen-

tarität zwischen vorhandenen und neuen oder verbesserten Gütern bestimmt

wird;

(4) der Wettbewerbsintensität von Gütermärkten;

(5) der Struktur- und Wettbewerbsintensität der Faktormärkte, insbesondere

auch des Arbeitsmarktes;

(6) der Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte und deren regionaler und beruf-

licher Mobilität.

Produkt- und Prozeßinnovationen können positive und negative Beschäftigungs-

effekte haben, und die Beschäftigungswirkungen können für unterschiedlich

qualifizierte Arbeit verschieden sein. Während die Nachfrage nach hoch qualifi-

zierten, typischerweise zunimmt, geht die Nachfrage nach wenig qualifizierten

Erwerbstätigen zurück. Wie stark die Menschen in unterschiedlichen Qualifika-

tionsgruppen vom Beschäftigungsabbau im Unternehmen betroffen sind, bzw.

von der Entstehung neuer Arbeitsplätze profitieren, hängt auch davon ab, wie

der Arbeitsmarkt organisiert ist. Die Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes

entscheiden wesentlich darüber mit, wie sich technische Innovationen auswir-

ken, ob und, wenn ja, wie viele Arbeitsplätze sie schaffen.

Innovationen sind am Markt eingeführte und durchgesetzte Erfindungen. Bei

einer Invention handelt es sich im Unterschied dazu, um die Idee oder Erfin-

dung, aus der ein neues Produkt oder ein neues Produktionsverfahren hervorge-
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hen kann. Erst mit der Innovation wird diese Erfindung marktrelevant. Wenn

Techniker, Ingenieure oder Manager neue Wege in der Produktion gehen mit der

Folge, daß ein Gut mit einer geringen Einsatzmenge von Inputfaktoren als bisher

erstellt werden kann, dann handelt es sich um eine Prozeßinnovation. Wenn

gänzlich neue (radikale Produktinnovation) oder verbesserte Güter (Verbesse-

rungsinnovation oder inkrementale Innovation) erfunden werden, handelt es sich

um Produktinnovation. In vielen Fällen wird das Unternehmen, das völlig neue

Produkte auf den Markt bringt, für eine bestimmte Zeit eine Monopolstellung

innehaben. Da viele Unternehmen mehr als ein Produkt herstellen und/oder ver-

treiben und sie systematisch Forschung und Entwicklung betreiben, sind Pro-

dukt- und Prozeßinnovationen häufig miteinander verbunden. Von jeder Inno-

vation gehen sowohl direkte als auch indirekte Effekte aus, die Beschäftigung

frei setzen oder kompensierend wirken. Wenngleich Rationalisierungsmaßnah-

men Arbeitskräfte und andere Inputfaktoren einsparen, so erfordert die Erfin-

dung und Realisierung von neuen Technologien mehr qualifizierte Arbeitskräfte.

Auch bei einer zunehmenden Durchdringungsgeschwindigkeit und einem

schnellen wirtschaftlichen Wandel steigt die Nachfrage nach qualifizierten Ar-

beitskräften, die flexibel einsetzbar sind und den Wandel gestalten können. Un-

ter der Annahme, daß höher qualifizierte Arbeitskräfte mit besserer allgemeiner

Ausbildung von einer geringeren Abschreibungsrate ihres Wissens im Zuge des

technischen Wandels betroffen sind und schneller auf den technischen Wandel

reagieren können, erhöht der technische Fortschritt die Nachfrage nach qualifi-

zierten Arbeitskräften und setzt weniger qualifizierte Arbeitskräfte frei.

Zusammenfassend kann man festhalten, daß aus theoretischer Sicht Produkt-

und Prozeßinnovation auf der Ebene Einzelunternehmen, negative oder positive

Beschäftigungsimpulse auslösen können. Entscheidend ist die Größenordnung

von Substitutions- und Kompensationseffekten. Die Analyse der Beschäfti-

gungswirkung gewinnt zusätzlich an Komplexität, wenn man die Unternehmen-
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sebene verläßt und die Wirkung der Innovation auf die Ebene von Industrien der

Gesamtwirtschaft untersucht.

2.1.3. Innovation und Arbeitsnachfrage auf Industrie- und gesamtwirtschaftli-

cher Ebene

Auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene sind auch Rückwirkungen der Innovatio-

nen über den Wettbewerb der Unternehmen und Rückwirkungen über Faktor-

märkte in die Betrachtung zu integrieren. Eine vollständige Marktformenlehre,

die Aussagen zur Wirkung des technischen Fortschritts auf die Arbeitsnachfrage

machen kann, ist bislang noch nicht entwickelt worden. Die bisherigen theoreti-

schen Arbeiten zeigen allerdings unter anderem die Bedeutung der Wettbewerb-

sintensität auf in- und ausländischen Märkten, als auch die Bedeutung von Wis-

sens-spill-over-Effekten und Informationsassymetrien sowie der Organisation

der Kapital- und Arbeitsmärkte 5).

In der Regel werden Innovationen nicht gleichzeitig von allen Unternehmen am

Markt durchgeführt. Damit kommt der Diffusionsgeschwindigkeit von neuen

Technologien eine entscheidende Bedeutung zu. Falls Imitationen erst allmäh-

lich folgen, können sich kurzfristig in einigen Unternehmen Beschäftigungs-

rückgänge ergeben, selbst wenn die langfristige Zahl der in der Industrie ver-

bleibenden Arbeitsplätze unverändert bleibt oder sogar steigen sollte. In dem

Übergangsprozeß wird sich die Nachfrage zu den Pionierunternehmen wenden,

die neue oder preisgünstige Produkte anbieten. Die Pionierunternehmen können

selbst in einem insgesamt schrumpfenden Markt expandieren. Der Grad der

Komplementarität zwischen neuen oder verbesserten Produkten und vorhande-

                                        
5) Vgl. hierzu Blechinger at.al. (1997), Dobbs, Hill und Waterson (1987), Catsolakos (1991)
und Ulb (1994).
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nen Produkten bestimmt die Höhe der Nettobeschäftigungseffekte. Mögliche

Beschäftigungsgewinne bei innovierenden Firmen und Zulieferern können zu

Lasten nichtinnovierender Firmen und ihrer Lieferanten gehen, wenn die neuen

Produkte die alten ersetzen. Auch in diesem Fall hängt die Beschäftigungsent-

wicklung in der Wirtschaft von der Schnellebigkeit und Intensität der Verdrän-

gung alter Produkte ab. Tendenziell nimmt die Beschäftigung mit dem Wettbe-

werb und der Offenheit von Märkten zu. Die gesamtwirtschaftlichen Beschäfti-

gungseffekte hängen ferner von der Lohn- und Gehaltsflexibilität und damit

vom Arbeitsmarkt ab. Bei festen Löhnen bzw. Arbeitskosten sind Technikim-

pulse in der Regel mit einer stärkeren Mengenreaktion der Beschäftigung, posi-

tiv wie negativ, verbunden als bei flexiblen Löhnen. Flexiblere Löhne und

Lohnstrukturen können somit über Rückwirkungen auf Arbeitsmärkte negative

Technikimpulse dämpfen. Die Beschäftigungswirkung neuer Technologien hän-

gen somit auch von der Organisation des Arbeitsmarktes und dem Lohnbil-

dungsprozeß ab. Erst über den Arbeitsmarkt werden Technikimpulse in Be-

schäftigung transformiert. Inwieweit technischer durch zusätzliche Arbeitsplätze

bemerkbar macht, hängt auch mit den Arbeitskosten zusammen, die nicht nur

von der Höhe der Löhne bestimmt werden. Die von den Arbeitgebern zu über-

nehmenden Teile der staatlich fixierten Lohnnebenkosten sind zur Zeit ein er-

heblicher Bestandteil der gesamten Arbeitskosten und haben sich in den letzten

30 Jahren mehr wie verdoppelt. Die Lohnnebenkosten betragen häufig 100 %

der tatsächlich ausbezahlten Löhne. Dies kann den Rationalisierungsdruck in

Unternehmen, die auf dynamischen Märkten ihre Produkte und Dienstleistungen

verkaufen müssen, erhöhen und diese Unternehmen werden insbesondere derar-

tige Prozeß- und Produktinnovationen nachfragen, die arbeitssparend wirken.

Technischer Fortschritt hat nicht nur eine Wirkung auf das Ausmaß der Be-

schäftigung sondern verändert auch die Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte.

Das Ausmaß der Wirkung hängt unter anderem von der Höhe der Struktur der

Arbeitskosten ab. Gleichzeitig können Rückwirkungen von den Faktormärkten
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auf den Pfad und die Art des technischen Fortschritts (arbeitssparend, qualifika-

tionsvermehrend) nicht ausgeschlossen werden. Sind die Löhne hoch, und die

Lohnrelation zwischen geringen und hochqualifizierten Arbeitskräften relativ

gering, dann kann das zu vermehrten Rationalisierungsanstrengungen und einer

verstärkten Qualifikationsverschiebung in Unternehmen mit verstärkten Freiset-

zungseffekten für gering qualifizierte Arbeitskräfte beitragen. Die Ursache für

diese Bevorzugung von höher qualifizierten Arbeitskräften sind neben dem

technischen Fortschritt somit auch ökonomische Komponenten, die dessen Wir-

kung noch verstärken. In vielen Industrienationen, so auch in Österreich und

Deutschland, sind gering qualifizierte etwa dreimal so hoch von der Arbeitslo-

sigkeit betroffen, wie hoch qualifizierte. Aus theoretischer Sicht ist es daher of-

fen, inwieweit Innovationen positive oder negative Beschäftigungsimpulse aus-

lösen. Letztlich kann diese Frage dann nur von empirischen Untersuchungen

beantwortet werden, die im folgenden Teil kurz diskutiert werden.

2.2. Empirische Untersuchungen: Literaturüberblick

2.2.1. Beschäftigungseffekte von Innovationen

Die folgende Übersicht bezieht sich auf neuere mikroökonomische Studien und

zwar vorwiegend auf die empirische Messung der Beschäftigungswirkungen von

Innovationen und deren Wirkungen auf die Qualifikationsstruktur der Beschäf-

tigten auf der Ebene von Unternehmen. Nach Brouwer, Kleinknecht und Reijnen

(1993), haben Prozeßinnovationen in der niederländischen Industrie zwischen

1983 und 1988 negativ auf die Beschäftigung gewirkt (Verlust von 100.000 Ar-

beitsplätzen). Dieses Ergebnis wird für 1980 für Deutschland durch die Studie

von Ross und Zimmermann (1993) und für den Zeitraum zwischen 1980 und
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1992 von Rottmann und Ruschinksy (1997) bestätigt (Verlust von 560.000

Stellen). Im Unterschied dazu finden Entorf und Pohlmaier (1990) für das Jahr

1984, König, Buscher und Licht (1995) für das Jahr 1993 und König (1997) für

den Zeitraum 1993-1995, sowie Smolny und Schneeweiß (1996) für den Zeit-

raum zwischen 1991 und 1992 keinen Einfluß von Prozeßinnovationen auf die

Beschäftigung. Während Zimmermann (1987) für Westdeutschland einen nega-

tiven Einfluß von Produktinnovationen auf die Beschäftigung findet, ergibt sich

eine Studie von Entorf und Pohlmaier (1990) keinen signifikanten Einfluß. Po-

sitive Effekte von Produktinnovationen erhalten auch König, Buschner und

Licht (1995), Rottmann und Ruschinsky (1997) und Smolny und Schneeweiß

(1996) für die Westdeutsche Beschäftigung im Jahr 1993 (+ 300.000 zusätzliche

Arbeitsplätze im Durchschnitt), sowie Leo und Steiner (1994) für Österreich

(+ 100.000 zusätzliche Arbeitsplätze) und van Renen (1994) für England

(+ 560.000 zusätzliche Arbeitsplätze). Tendenziell ist der Effekt von Pro-

zeßinnovation auf die Beschäftigung eher negativ oder nicht vorhanden,

während hingegen die Produktinnovationen eher positive Effekte auslösen.

Relativ zu anderen Bestimmungsfaktoren auf die Beschäftigung ist der Einfluß

von technischem Fortschritt bzw. Innovation vor allem kurzfristig und eher be-

scheiden. Nach Zimmermann (1991) haben Nachfrage, Nachfrageentwicklung

die quantitative wesentlich größte Bedeutung für die Beschäftigung, technischer

Fortschritt rangiert hinter den Arbeitskosten auf Rang 3. In einer vergleichenden

Analyse von acht europäischen Ländern (Belgien, Dänemark, Frankreich,

Deutschland, Italien, Luxemburg, Norwegen und Spanien), die sich auf die Be-

schäftigungseffekte von Innovationen in der Industrie im Jahr 1993 bezieht,

kommen Blechinger et.al (1997) zu dem Schluß, daß Umsatz, Innovationen und

Arbeitskosten sowie die staatlichen Rahmenbedingungen die Beschäftigung be-

einflussen. Innovative Unternehmen weisen eine höhere Beschäftigung und eine

höher Produktivität als Nichtinnovative auf, wobei es beträchtliche Unterschiede

zwischen den Ländern gibt. In einer ökonometrischen Analyse der Determinan-
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ten der Arbeitsnachfrage in der Industrie von 1993 – 1996 kommen Blechinger

und Pfeiffer (1998) zu dem Schluß, daß die positiven Effekte von Produktinno-

vationen die tendenziell negativen Effekte von Prozeßinnovationen in der ersten

Hälfte der 90er Jahre nicht kompensieren könnten (Verlust von über 400.000

Arbeitsplätze in Deutschland).

2.2.2. Technischer Fortschritt und qualifikatorische Arbeitsnachfrage

In zahlreichen empirischen Studien wird eine höhere Qualifizierung der Be-

schäftigten im Zuge des technischen Wandels in den letzten 20 Jahren belegt.

Danach beschäftigen technologisch fortschrittliche Firmen mehr qualifizierte

Kräfte als ihre konkurrierenden Firmen, auch der Einsatz von qualifizierten

Kräften steigt mit der Wissens- und Forschungsintensität und sinkt mit dem Al-

ter des Anlagevermögens. Neben einer Technologieinduzierten höheren Qualifi-

zierung wird zusätzlich eine Polarisierung der Produktion zwischen qualifizier-

ter und nichtqualifizierter Arbeit befürchtet. Seit langem gibt es in der Wirt-

schaftsforschung eine Diskussion über die Auswirkungen einer Technologiein-

duzierten Verschiebung der Qualifikationsstruktur auf Löhne und Einkommen.

Dabei muß die Reaktion des Arbeitsangebotes, der Flexibilität der Löhne ebenso

wie das Bildungsverhalten berücksichtigt werden. Die bisherigen empirischen

Untersuchungen deuten auf einen positiven Einfluß neuer Technologien auf die

Löhne hin. Dabei wird das Maß für die Diffusion der Mikroelektronik als

Schlüsseltechnologie für die Verfügbarkeit eines Personalcomputers am Ar-

beitsplatz verwendet. Bei gleicher Qualifikation und Berufserfahrung (d.h. bei

gleichem meßbaren Humankapital) verdienen Erwerbstätige, die mit einem PC

arbeiten, mehr als ihre Kollegen ohne PC. Die Lohndifferenziale betragen je

nach Studie bis zu 14 % und hängen von der Qualifikation ab. Je höher die Qua-

lifikation desto geringer sind der Lohnunterschied.
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2.3. Abschließende Bemerkungen

Faßt man diese volkswirtschaftlichen Überlegungen zusammen, so sind sie unter

zwei Aspekten unbefriedigend: Weder liefert uns die wirtschaftswissenschaftli-

che Theorie eindeutige Hinweise, inwieweit Innovation positive oder negative

Beschäftigungsimpulse auslösen, noch zeigen die neuesten empirischen Studien

zu dieser Thematik ein eindeutiges Bild. Somit besteht noch ein erheblicher For-

schungsbedarf im Hinblick auf eine empirische Validierung der Beschäftigungs-

effekte von Innovationen. Wie immer beschäftigt sich die ökonomische Theorie

seit langen mit diesem Problem aber auf sehr abstraktem Niveau, das nur in

Teilbereichen dazu geeignet ist, die konkrete Frage zu beantworten, inwieweit

Innovationen positive oder negative Beschäftigungseffekte auslösen. Eines zei-

gen sowohl die empirischen als auch die theoretischen Untersuchungen aber

ganz eindeutig: Innovationen alleine bewirken kaum nennenswerte positive oder

negative Beschäftigungseffekte, wenn nicht eine entsprechend attraktive staatli-

che Wirtschafts- und Innovationspolitik betrieben wird und Regierungen nicht

systematisch den Standortvorteil in ihrem Land nützen und ausbauen, um so in-

novative Industrien in das Land zu bekommen bzw. daß innovative Industrien

im Land bleiben, erweitern und damit zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. Wie

weit dies nun in Österreich geschieht wird im folgenden Teil 3 behandelt.
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3. Die industrie- und technologiepolitischen Herausforderungen in Öster-

reich6)

Aus dem gerade in Teil 2 erörterten geht eindeutig hervor, daß eine kleine, offe-

ne Volkswirtschaft wie Österreich keineswegs industrie- und technologiepoli-

tisch abseits stehen bleiben darf und daß es somit für Österreich keine Alternati-

ve zur Produktion, Technologie und Skill-intensiver Produkte gibt. Solche kön-

nen aber bloß mit Hilfe selbst entwickelter, nicht mit zugekaufter Technologie

erarbeitet werden. An eigenen F&E-Anstrengungen führt somit kein Weg vor-

bei. Wenn es somit notwendig ist, F&E staatlich zu fördern, dann stellt sich die

Frage, wie das am Besten erfolgen soll. Hierbei bedarf es einer gewissen Basis-

förderung, aber entscheidend ist die Setzung von Förderungsschwerpunkten.

Wie die Arbeiten von Romer (1987), Lukas (1988) und Porter (1991) gezeigt

haben, hängt die Wettbewerbsfähigkeit einer Wirtschaft und damit Beschäfti-

gung und Wohlstand der Österreicher, von der Akkumulation von Wissen auf

ganz bestimmten Gebieten, von der Schaffung einer hochspezialisierten Zulie-

ferstruktur und einer Mindestdichte von Konkurrenten ab. Fast überall, beson-

ders aber in Österreich hält man es – im Gegensatz dazu – für einen Nachteil,

wenn 2 Firmen in unmittelbarer Nachbarschaft ähnliche Produkte erzeugen:

„Die sollen doch zusammengehen und nicht gegenseitig Konkurrenz machen,

dann leben sie doch beide besser.“ ist ein häufig gehörter Satz. Die Wortwahl ist

schon enthüllend: Die beiden Firmen leben (vielleicht kurzfristig) besser, da ih-

nen der Druck genommen wird, sie müssen sich weniger anstrengen, langfristig

verlieren sie aber ihre Wettbewerbsfähigkeit. Kurzfristig mag ihre Effizienz ge-

steigert werden, langfristig und aus dynamischer Sicht geht sie verloren. Eine

reich gegliederte qualifizierte Zulieferstruktur, ein qualifiziertes Angebot von

                                        
6) Einige Argumente in diesem Teil werden von Tichy (1998, 1999) übernommen.
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Entwicklungsleistungen und von qualifiziertem Personal, setzt die Existenz

mehrerer konkurrierender Produzenten voraus – die Fluktuation von Personal

und vielleicht auch von Führungskräften zwischen ihnen führt zur gegenseitigen

Befruchtung. Es ist kein Zufall, daß die traditionellen deutschen Automobilher-

steller Mercedes, Porsche, BMW und Audi in Süddeutschland, die Chemiefir-

men BASF, VOEST, Bayer und andere am Rheingebiet angesiedelt sind. Diese

konkurrieren sich nicht nur gegenseitig, sondern sie „fördern“ sich auch durch

laufende Produktinnovationen.

Wie sieht nun die österreichische innovations- und industriepolitische Realität

aus? Um die Mitte der 70iger Jahre hat Österreich, nach einem raschen Auf-

holprozeß, das Einkommens- und Produktivitätsniveau eines entwickelten west-

lichen Industriestaates erreicht. Ein wesentliches Instrument war die Übernahme

ausländischer Technologie durch den Import westlicher Maschinen und Anla-

gen. Die Strategie ist natürlich in den 90iger Jahren nicht mehr möglich, neue

Technologien müssen auch von Österreich selbst gesucht und entwickelt wer-

den. Dieser Übergang vom Technologienehmer zum Technologie-

Selbstentwickler ist allerdings ein schwieriger und langwieriger Prozeß, der

kaum noch begonnen hat; insofern darf die günstige Entwicklung der österrei-

chischen Wirtschaft in den letzten 12 bis 15 Jahren nicht ohne weiteres in die

Zukunft extrapoliert werden: Zwar hat sich Österreich im letzten Jahrzehnt tech-

nologisch und wettbewerbsmäßig recht gut gehalten, es hat Marktanteile ge-

wonnen und zwar auch bei Hochtechnologien, die Qualität der Exporte ist – ge-

messen an den erzielten Preisen (unit values) – gestiegen und der internationale

Verflechtungsgrad hat auch im Bereich der Direktinvestitionen aktiv wie passiv-

seitig zugenommen. Dies gelang, trotz (oder wegen) der Umgestaltung der ver-

staatlichten Industrie, der Aufteilung dieser großen Konglomeratfirmen, die we-

gen ihrer Größe und Angebotsvielfalt früher theoretisch Marktführer oder Sy-

stemanbieter hätten sein können (es zumeist aber leider nicht waren), und auch
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trotz der laufenden Aufwertung des Schilling. Allerdings hat sich die Tendenz

zuletzt nicht mehr fortgesetzt und es gibt eine Tendenz der Leistungsbilanz zu

Defiziten. Standort- und Wettbewerbsstudien zeigen recht deutlich, daß Öster-

reich vor allem bei Produkten mittleren Technologiegrades höchste Qualität er-

reicht hat und auf europäischen Märkten wettbewerbsfähig ist, daß es aber nur

bei sehr wenigen Gütern und Dienstleistungen ein guter Standort für Hochtech-

nologie und Weltmarktprodukte ist.7) Es ist Österreich bisher nicht ausreichend

gelungen, sich auf bestimmte Technologiegebiete zu spezialisieren und wenig-

stens in Teilbereichen, in qualifizierten Marktnischen, Themenführerschaft zu

erlangen. Forschung und Entwicklung werden nicht bloß von der öffentlichen

Hand, sondern noch mehr von den Unternehmen vernachlässigt, Wissenschaft

und Wirtschaft sind unzureichend vernetzt, und es ist bisher nicht gelungen, die

in Österreich dominierenden Klein- und Mittelunternehmen zu qualifizierten

Produkten hinzuführen. Diese zum Teil schwerwiegenden Kritikpunkte sollen

mit den folgenden vier Fakten belegt werden:

(1) Wie die Tabellen 1 bis 3 eindeutig zeigen, ist auf dem Gebiet von Forschung

und Entwicklung ist Österreich ein Nachzügler, dessen Aufwendungen sei-

nem Einkommensniveau keineswegs entsprechen: 1998 gab Österreich mit

ca. 40,6 Milliarden (das sind 1,56% seines BIP) für Forschung und Ent-

wicklung aus, wesentlich weniger als der Durchschnitt der EU-Staaten

(1,9%). Tatsächlich lagen die Ausgaben für F&E bloß in Spanien, Grie-

chenland und Portugal noch niedriger als in Österreich; für Österreich trifft

offenbar das Argument des Desinvestment zu, d.h. das bestehende Hu-

mankapital wird langsam aufgebraucht. Öffentlicher Sektor wie Wirtschaft,

die beide jeweils die Hälfte der Forschungs- und Entwicklungsausgaben tra-

gen, sind an diesem Rückstand etwa gleichermaßen beteiligt; die öffentliche

Finanzierung von Forschungs- und Entwicklungsprojekten der Wirtschaft

                                        
7) Vergleiche hierzu Tichy (1997 und 1998).
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fällt in Österreich allerdings besonders bescheiden aus (die öffentliche Hand

investierte 1997 0,72% des BIP davon der Bund 0,62% und die Wirtschaft

0,78% des BIP).8)

(2) Das Ziel stärkerer Spezialisierung scheint in Österreich noch wichtiger als in

anderen kleinen offenen Industriestaaten: Erstens erzeugt und vertreibt

Österreich einen „Bauchladen“ höchst unterschiedlicher Produkte. Zwar zei-

gen ökonometrische Studien, daß manche österreichische Firmen Nischen

bedienen die als technologische Cluster identifiziert werden können; diese

sind aber zu klein, um auf die Produktgruppen durchzuschlagen. Die

Schweiz hingegen konnte ein markantes Angebotsprofil entwickeln und so-

mit Kunden wie Firmengründern prägnant signalisieren, für welche Produkte

und Produktionen der Standort Schweiz spezifische Vorteile bieten kann.

Der österreichische Produktionsbereich verfügt derzeit noch über sehr wenig

synergetisches Potential in Form zusammenhängender und einander belie-

fernder Firmen (Cluster), was einen ernsten Wettbewerbsnachteil darstellt.

Zweitens kooperieren die österreichischen Firmen zu wenig untereinander

und mit Kunden und drittens beherrschen sie auch den Forschungs- und

Entwicklungsprozeß unzureichend. Verglichen mit ihren ausländischen

Konkurrenten vergeben sie wenig Forschungs- und Entwicklungsaufträge

nach außen und haben auch keine entsprechenden Netzwerke entwickelt.

(3) Verschiedene Studien zeigen, daß eine nationale Spezialisierung in der Inno-

vations- und Forschungspolitik einen erheblichen Wettbewerbsvorteil dar-

                                        
8) Der Staatsanteil an der Finanzierung von Forschungs- und Entwicklungsprojekten der Wirtschaft machen im
EU-Durchschnitt 14% aus, in Österreich aber bloß 5,5% (OECD 1997). Ein besonderes Problem stellen diesbe-
züglich die österreichischen Klein- und Mittelunternehmen dar: bloß ein Drittel der Firmen mit weniger als 50
Beschäftigten innoviert. Das ist nicht bloß im nationalen Vergleich wenig sondern auch im internationalen: In
Deutschland ist der Anteil mit zwei Fünftel merklich höher. Es geht somit vor allem darum, die konservativen,
nicht innovierenden kleinen Firmen an Forschung und Entwicklung heranzuführen; die Forschung und Ent-
wicklung betreibenden Kleinfirmen geben dafür ungefähr 3% des Umsatzes aus, der internationale Schnitt be-
trägt 4,2%.
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stellt, leider erfolgt sie in Österreich nicht.9) Die Industriestaaten haben sich

im Zuge des Integrationsprozesses technologisch (gemessen an Patenten) wie

wissenschaftlich (gemessen an Zitierungen) zunehmend spezialisiert, und

zuvor desto stärker, je kleiner sie sind. Zwischen der wissenschaftlichen und

technologischen Spezialisierung besteht eine Korrelation, d.h. sie folgen in

der Regel auf den selben Gebieten. Generell wachsen die Länder, die sich

technologisch stärker spezialisiert haben, rascher und sie exportieren auch

mehr. Gerade bei mittlerer Technologieintensität kann Spezialisierung auch

sehr erfolgreich sein, nicht auf höchste Technologieintensität kommt es

an, sondern auf einen frühen Einstieg in den Produktzyklus.

Gerade an diesem frühen Einstieg in den Produktzyklus mangelt es in Öster-

reich in besonderem Maße. Die österreichische Technologie-Delphi-Studie,

die vom Institut für Technikfolgen-Abschätzung der österreichischen Aka-

demie der Wissenschaften im Auftrag des Wissenschaftsministeriums er-

stellt wurde (ITAH 1998), zeigt mit großer Deutlichkeit, daß das mangelnde

Interesse an Forschung und Entwicklung, wie die unzureichende Spezialisie-

rung auf Zukunfts-Marktnischen mit einem zu kurzen Planungshorizont der

Firmen – wie auch der Wissenschaftler – zusammenhängt. Im Rahmen die-

ses Projektes erarbeiteten Arbeitsgruppen Bereiche, auf denen in Österreich

binnen 15 Jahren die Themenführerschaft in den Dimensionen Forschung

und Entwicklung, organisatorisch-gesellschaftliche Umsetzung und wirt-

schaftliche Verwendung erlangen könnte. Schon dabei fiel auf, daß die

Hälfte dieser Bereiche Produkte oder Verfahren betraf, die es schon

gibt, d.h. bei denen es in den nächsten 15 Jahren also bloß um die all-

gemeine Verbreitung gehen kann; drei Achtel betrafen Innovationen,

d.h. also Produkte und Verfahren, die es schon gibt, die aber auf dem

Markt erst durchgesetzt werden müssen, und bloß ein Achtel Produkte

                                        
9) Vergleiche Grupp (1995) sowie Pianta (1996).
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und Verfahren, die erst entwickelt werden müssen. Auch übertrifft die

überwiegende Anzahl der Bereiche mittlere Technologien. Diese in Bezug

auf Innovationskraft wenig ambitiöse Bereiche werden von den Antworten-

den jedoch weitestgehend als innovativ bezeichnet, und zwar unbeschadet

des jeweiligen Entwicklungsstandes. Das bedeutet, daß die Experten öster-

reichische Chancen und Themenführerschaft auch in der Zukunft eher in der

Weiterentwicklung bestehender Produkte mittleren Technologiegrades zu

höchster Qualität und nicht in der Entwicklung wirklich innovativer, für an-

dere nicht oder jedenfalls nicht leicht imitierbare Produkte oder Verfahren

sehen. Überlegungen über die Märkte und die Nachfrage in 15 Jahren liegen

den meisten anwendungsorientierten Wissenschaften, wie in den meisten

Firmen, offenbar ebenso fern wie forcierte Anstrengungen zur Erzielung ei-

nes nachhaltigen Technologievorsprunges, wenigstens in Marktnischen. Der

Planungshorizont reicht offenbar in den seltensten Fällen über 5 Jahr hinaus.

Trotz der bisher überaus günstigen Entwicklung Österreichs entbehrt die

Forschungs- und Entwicklungsschwäche und der zu kurze Zeithorizont der

Firmen nicht einer gewissen Dramatik: fast zwei Drittel der Forschungs- und

Entwicklungsausgaben der Firmen in Österreich entfallen auf Firmen in

ausländischem Eigentum (GBI 1997). Die Forschung ausländischer Töchter

betrifft aber in der Regel nicht zentrale Aspekte, sondern bloß die Weiter-

entwicklung und Anpassung bestehender Produkte und Verfahren. Die an-

haltenden Aufkäufe technologieintensiver Firmen durch ausländische Kon-

zerne (z.B. Steyr Daimler Puch) reduzieren die heimische Forschungsbasis

und damit das Potential grundlegender F&E weiter. Die Chance durch aus-

ländische Direktinvestitionen in den Genuß zusätzlicher Forschungskapazi-

täten zu gelangen ist gering: bloß die Firmen kleiner Länder forschen im

Ausland und zwar in Großstaaten an grundsätzlichen Problemen, um ihr ge-

ringes nationales Potential zu vergrößern, nicht die Firmen aus großen Län-
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dern; jeder Kauf einer forschungsintensiven österreichischen Firma durch

Ausländer bedeutet die Gefahr weiteren Abflusses österreichischen Potenti-

als ohne Hoffnung auf Zufluß aus dem Ausland. Dieser Prozeß der Ausdün-

nung des Forschungspotentiales kann ein circulus vitiosus werden: For-

schungszentren und innovative Firmengründer konzentrieren sich an Orten

hoher Informationsdichte, dort also wo schon genügend andere sind. Es

kommt somit zu einer Differenzierung von Zentren und Peripherie als sich

selbst verstärkenden Prozeß, der, wenn er einmal begonnen hat, nicht mehr

leicht umzukehren ist. Es gilt zu verhindern, daß Österreich Peripherie wird.

(4) Die zukünftige Technologiepolitik, nicht bloß des Staates, sondern auch der

Firmen, wird davon ausgehen müssen, daß Österreich inzwischen ein

Hochlohnland geworden ist und daher seine Wettbewerbsfähigkeit und Inno-

vationsfähigkeit steigern muß, wenn es dieses Wohlstandsniveau halten will.

Auch hiefür fehlen Konzepte in der österreichischen Wirtschaftspolitik. Sie

wird daher auch berücksichtigen müssen, daß die österreichische Wirt-

schaftsstruktur diesen Anforderungen derzeit noch nicht genügt. Der Gewinn

von Marktanteilen und die qualitative und regionale Verbesserung der Ex-

porte zeigen, daß die Strukturschwächen Österreichs bisher auch durch ande-

re Faktoren, vor allem Sozialpartnerschaften, Lohnflexibilität überkompen-

siert werden konnten. Sie sollen aber dennoch nicht leichtfertig beiseite ge-

schoben werden; denn sie weisen darauf hin, das Österreichs Zukunft als

Produzent gefährdet sein könnte und sie zeigen auch, daß Österreich schon

heute vom Preiswettbewerb erheblich betroffen ist und für die meisten seiner

Produkte unterdurchschnittliche Erträge erzielt. Es ist nicht nur wichtig, die

Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf staatlicher wie auf Firmene-

bene zu steigern, sondern diese Mittel auch stärker strategisch zukunftsori-

entiert einzusetzen.
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Will man diesen Fakten entgegenarbeiten, dann gibt es zumindest folgende vier

Aspekte im Sinne einer nationalen Innovations- und Forschungspolitik energisch

voranzutreiben bzw. damit endlich zu beginnen:

(1) Die staatliche Forschungs- und Entwicklungsförderung wird Mittel für kurz-

fristig umsetzbare Projekte eher kürzen müssen, um somit Mittel für länger-

fristige Vorhaben zu gewinnen; das erscheint nicht sonderlich problematisch,

weil im kurzfristigen Bereich der Druck zur integrierten (oder auch globali-

sierten) Märkten stark genug sein wird, um Firmen zu entsprechenden For-

schungs- und Entwicklungsausgaben zu veranlassen. Forschung über

grundsätzlich neue, langfristige orientierte und demgemäß riskante Pro-

jekte wird wesentlich stärker staatlich gefördert werden müssen, und es

müssen vielfach die institutionellen Voraussetzungen für eine erfolgrei-

che Zusammenarbeit von firmenexternen Wissenschaftlern und Firmen

erst geschaffen werden; die derzeit geplanten Kompetenzzentren sind

ein möglicher Schritt in diese Richtung; er darf nicht der einzige blei-

ben.

(2) Man wird sich auf die Förderung bestimmter Schwerpunkte konzentrieren

müssen; kleine Länder können nur durch Konzentration auf wenige Gebiete

Spitzenleistungen erbringen. Die richtige Auswahl dieser Gebiete ist außer-

ordentlich schwierig und riskant, aber eine wichtige Voraussetzung des Er-

folgs. Die meisten Industriestaaten, die vor ähnlichen Problemen stehen, ex-

perimentieren mit zumindestens dezentralen Systemen, basierend auf tech-

nology foresight studies.

(3) Es gilt Strategien zu entwickeln, wie die wenigen forschungs- und entwick-

lungsorientierten heimischen Firmen im inländischen Eigentum gehalten
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werden können und die Gründung neuer forschungsintensiver österreichi-

scher Firmen forciert werden kann.

(4) Ein erheblicher Teil der in Österreich dominierenden Klein- und Mittelun-

ternehmen betreibt zu wenig Forschung und Entwicklung. Bis jetzt erwies

sich die Diskrepanz noch nicht als problematisch, da die österreichische

Wettbewerbsfähigkeit durch Nutzung von Rationalisierungsreserven und zu-

rückhaltende Lohnpolitik (unterdurchschnittlich steigende Lohnstückkosten)

gesichert werden konnte; auf längere Sicht ist eine verstärkte Innovationsori-

entierung und Clusterbildung aber unvermeidlich und innerhalb dieser eine

Spezialisierung auf diejenigen Bereiche, in denen durch konzentrierte For-

schungs- und Entwicklungsanstrengungen Themenführerschaft erreicht wer-

den kann. Die finanziellen, institutionellen und organisatorischen Vorausset-

zungen die dafür zu schaffen sind, ist die kommende große Aufgabe für die

Innovations- und Industriepolitik in Österreich.

4. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen

Die Ausführungen haben eindeutig gezeigt, daß das Verhältnis zwischen Inno-

vation und Beschäftigung aus wissenschaftlich sowohl theoretischer und empiri-

scher Sicht ein bislang ungeklärtes ist und daß eindeutige Aussagen nur dann

getroffen werden können, wenn sehr sorgfältig die Rahmenbedingungen (ob

Wettbewerb herrscht, wie die Löhne gebildet werden, wie sich die Arbeitskosten

entwickeln, welche Steuervor- und -nachteile ein Standort hat) bestimmt werden

können. Für Österreich zeigt sich somit immer stärker, daß die Arbeitslosigkeit,

wie in der Einleitung und im Schaubild aufgeführt, nur mittel- bis langfristig

dann bekämpft werden kann, wenn es gelingt innovative Firmen in Österreich zu

halten, neue nach Österreich zu bekommen und langfristig ein Innovationspo-
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tential zu schaffen, das zusätzliche Arbeitsplätze schafft und sichert. Dies wird

aber nur dann gelingen, wenn Österreich sich auch stärker wettbewerbsmäßig

öffnet, sodaß Firmen, die neue Produkte in Österreich entwickeln, diese auch auf

dem österreichischen Heimmarkt testen können. Gelingt dies nicht, dann werden

die Firmen sich nicht in Österreich niederlassen. Das Beispiel des schwedischen

Ericson Konzern zeigt es, der bis zu 30.000 zusätzliche Arbeitsplätze in Schwe-

den geschaffen hat, nachdem Schweden den Telecom Markt liberalisiert hat. Es

zeigt sich also, daß die kleine offene Volkswirtschaft Österreich viele Chancen

hat, da sie über ein ausgezeichnetes Wissenschaftler-, Ingenieur- und Fachar-

beiterpotential verfügt, dieses aber sowohl durch wesentlich höhere staatliche

Finanzierungsmittel als auch durch geeignete wirtschaftspolitische sowie inno-

vationspolitische Rahmenbedingungen so weiterentwickelt werden muß, daß das

Innovationspotential der heimischen Firmen besser gefördert, ausgebaut bzw.

entwickelt werden kann.

Wenn dies gelingt, dann wird es auch in Österreich gelingen, genügend hoch-

qualifizierte Arbeitsplätze zu beschaffen, sodaß der Wohlstand gehalten werden

kann. Leider ist die derzeitige Industrie- und Technologiepolitik nicht einmal in

Ansätzen erkennbar und es bedarf dringend hier mutiger Änderungen, nicht nur

im Bereich der Universitäten, sondern generell im Bereich der Industrie- und

Innovationspolitik. Man kann nur hoffen, daß dies nach den Bundestagswahlen

im Herbst 1999 tatsächlich auch geschieht.
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Tabelle 1: Bildungs- und Forschungsinvestitionen im internationalen
Vergleich, 1993

Bildungs- und Forschungsinvestitionen im internationalen Ver-
gleich, 1993

OECD-Länder Bildung, Ausbil-
dung

Insgesamt
in % des BIP

FuE (1)

in % des
BIP

Bildung, Ausbildung und
FuE insgesamt (2) in %

des BIP Rang

Norwegen 9,3 1,7 11,0 1
Schweden 6,9 3,1 10,0 2
Finnland 7,3 2,3 9,6 3
USA 6,8 2,7 9,5 4
Dänemark 7,2 1,8 9,0 5
Kanada 7,3 1,5 8,9 6

Frankreich 6,1 2,4 8,5 7

Deutschland 5,9 2,5 8,4 8

Schweiz 5,6 2,7(4) 8,3 9

Japan 4,9 2,9 7,8 10

Australien 6,0 1,4 (5) 7,4 11
Belgien - 1,7 (3) (7,3) 12
Niederlande 5,1 2,0 (4) 7,1 13
Österreich 5,4 1,6 7,0 14
Irland 5,8 1,2 (4) 6,9 15

Neuseeland - 0,9 (4) 6,9 16
Vereinigtes Kö-
nigreich

- 2,3 (6,9) 17

Italien 5,1 1,3 6,4 18
Spanien 5,3 0,9 6,2 19
Portugal 5,4 0,6 (4) 6,0 20
Griechenland - 0,6 (4,0) 21
Türkei 3,4 0,3 (4) 3,7 22

(1) Bruttoinlandsaufwendungen für FuE, d.h. einschl. FuE an den Hochschulen; dadurch kommt es zu
Überschneidungen, soweit FuE an Hochschulen auch in den Bildungsausgaben enthalten ist.

(2) In Klammern: Nur staatliche Ausgaben für Bildung und Ausbildung.
(3)  1991.-
(4)  1992.
(5)  1990.
Quellen: OECD, Education at a Glance, Paris 1996; OECD, Basic Science and Technology Statistics, Paris
1995; OECD, National Accounts 1982-1994, Paris 1996; Berechnungen des DIW.
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Tabelle 2: Ausgaben für F+E in % des BIP kleiner offener Volkswirtschaften über 1970 bis 1995

Bruttoinlandsausgaben für Forschung und experimentelle Entwicklung 1) in Prozent des Bruttoinlandsproduktes
Land

1970 1975 1981 1985
1991 1995 Rang

1995

Belgien 1,26 3)4) 1,30 3) 1,68 3) 1,63 3) 1,59 6) 6

Dänemark 0,96 1,01 1,10 1,25
1,70 1,91 4

Finnland 0,73 4) 0,91 1,19 5) 1,57
2,07 5) 2,35 2

Irland 0,69 4) 0,83 0,73 0,82
0,96 3) 1,40 3)6) 8

Niederlande 2,01 2,02 1,99 5) 2,09
2,05 2,08 3

Norwegen 1,10 1,34 1,29 1,62
1,65 1,71 3)5)      5

Österreich 0,61 0,95 1,17 1,27
1,49 3) 1,54 13) 7

Portugal 0,38 7) - - -
- 0,61 2) 9

Schweden 1,25 4) 1,71 2,22 5) 2,89
2,89 3,59 5) 1

Schweiz 2,25 2,40 2,29 -
- -

EU 12/15 2) - - - 1,91 1,95 5) 1,84

Skaninavische
Länder

- - - -
2,19 2,54 5)

OECD
insgesamt 2)12) - - - -

2,29 5) 2,16 5)

Q: OECD, ÖSTAT. - 1) Darunter werden die gesamten Ausgaben für innerhalb eines Landes durchgeführte Forschung und experimentelle Entwicklung (F & E) verstanden, dh daß auch vom Land finanzierte Ausgaben für
inländische F & E einbezogen, hingegen inländische Zahlungen für im Ausland durchgeführte F & E ausgeschlossen sind. - 2) Schätzung des OECD-Sekretariates (basierend auf nationalen Quellen). - 3) Nationale Schätzung,
wenn erforderlich vom OECD-Sekretariat den OECD-Normen angepaßt. - 4) 1969 - 5) Bruch in der Zeitreihe - 6) Vorläufige Werte - 7) 1971 - 8) Andere Abweichung - 10) 1072 - 11) Ohne Investitionsausgaben - 12) Ohne Inve-
stitionsausgaben der Vereinigten Staaten. - 13) Schätzung des ÖSTAT (unter Verwendung des BIP Februar 1998 gemäß budgetärer Notifikation).
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Tabelle 3: Forschungs- und Entwicklungsausgaben in Österreich

Summe der Ausgaben für F+E des
J A H R E S

Finanzierungssektoren
1989 1993 1997 1998

Zuwachs
∅∅-Wert

Mio.S          in %
          G.Ausg.

Mio.S          in %
          G.Ausg.

Mio.S         in %
          G.Ausg.

Mio.S        in %
            G.Ausg.

über
1989 - 98

Bund 1)  8.501          37 13.170         41 15.210         40 16.455       40 +8,2

Bundesländer 2)  1.229            5   1.784           6   2.273           6   2.423         6 +6,6

Unternehmenssektor 3) 12.182         53 15.527         49 18.888         49 19.699       49 +4,3

Sonstige 4)  1.052           5   1.212           4   1.949           5   1.998         5 +2,5

Summe der Bruttoinlands-
ausgaben für F&E (in Mio. S)

22.966       100 31.694       100 38.321       100 40.577     100     + 5,9

BIP nominell, Mrd. S   1.676   2.125   2.516   2.600 +3,3

Bruttoinlandsausgaben für F&E
insgesamt in % des BIP

1,37 % 1,49 % 1,52 % 1,56 % -

1) Bund einschließlich Mittel der zwei Forschungsförderungsfonds sowie auch einschließlich des ITF.
2) Einschließlich ÖSTAT-Schätzung der F&E-Ausgaben der Landeskrankenanstalten
3)Umfaßt Finanzierung durch die Wirtschaft (einschließlich Jubiläumsfonds und Aktion zur Förderung wirtschaftsnaherForschungsvorhaben der Österreichischen Nationalbank.
4) Umfaßt Finanzierung durch Gemeinden (ohne Wien), durch Kammern, durch Sozialversicherungsträger sowie allfällige sonstige öffentliche Finanzierung.
Quelle: Verschiedene Angaben des österreichischen statistischen Zentralamtes.
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Tabelle 4: Empirische Untersuchungen über Beschäftigungseffekte von Innovationen

Land
Innovationsart Periode / Beschäftigungsänderung Autor(en)

Niederlande Prozeßinnovationen 1983-1988 -100.000,00 Industriearbeitsplätze Brouwer, Kleinknecht und Reijnen
(1993)

Deutschland Prozeßinnovation 1980-1992 - 560.000 Arbeitsplätze
(hauptsächlich Industrie)

Ross und Zimmermann (1992) sowie
Rottmann und Ruschinsky (1997)

Deutschland Prozeßinnovation 1984,1993 u.
1993-95

kein Effekt auf Arbeitsplätze Entorf + Pohlmeier (1990), Koney
1995 und König 1997

Deutschland Produktinnovation 1980 - 1985 - 300.000 Arbeitsplätze Zimmermann (1987)

1984 kein Effekt Entorf und Pohlmeier (1990)

1993 + 300.000 Arbeitsplätze König (1995), Rott-
mann+Ruschinsky (1997), Smol-
ny+Schneeweisz (1996)

Deutschland Produkt- u. Prozeß-
innovation (kombi-
niert)

1990 - 1995 - 400.000 Arbeitsplätze (Industrie) Blechinger und Pfeiffer (1998)

Österreich Produktinnovation 1990 - 1992 + 100.000 (circa) Arbeitsplätze Leo + Steiner (1994)

England Produktinnovation 1990 - 1992 + 560.000 Arbeitsplätze Van Lenen (1994)
Quelle: Eigene Darstellung.
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Figur 1: Reales Wirtschaftswachstum und Arbeitslosenzahlen in Österreich
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Figur 2: Die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in Österreich, 
Deutschland und der Schweiz
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Figur 3: Beveridge-Kurven für Österreich
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Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Pfeiffer und Rennings (1999, Seite 9).

 Innovation
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Abbildung 4: Innovation und Beschäftigung
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